
Ä111 Alle für eine, eine für alle: Demokratie 

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 14.11.2018

Änderungsantrag zu 3.4

Von Zeile 6 bis 7 einfügen:
Bei der Gesetzgebung wollen wir die Erfahrungen aus Baden-Württemberg mit der „Politik des Gehört
Werdens“ aufgreifen. So sollen auch Bürger*innen wichtige Gesetzesvorschläge der Regierung auf
einem zentralen Beteiligungsportal im Zuge der ohnehin stattfindenden Verbändeanhörung
kommentieren können. Das zuständige Ministerium gibt nach einer Sichtung eine zusammenfassende
Stellungnahme ab, die auf dem Beteiligungsportal veröffentlicht wird. In Workshops, Bürgerdialogen,
Bürgerforen und Bürgerpanels, Runden Tischen, World-Cafés u.a. werden Betroffene oder zufällig
ausgewählte Bürger*innen einbezogen und können die Gesetzesentwürfe diskutieren und Vorschläge
und Hinweise sammeln. Wenn Kinder und Jugendliche betroffen sind, muss sichergestellt werden, dass
diese auch aktiv in das Verfahren einbezogen werden. Ein*e Staatssekretär*in für Bürgerbeteiligung
verantwortet das Ganze und weist potentiell Interessierte aktiv auf laufende Beteiligungsverfahren hin.
Wir wollen dies in eine Gesamtstrategie einbetten, welche die Anregungen der Bürger*innen mit
bestehenden Beteiligungsinstrumenten verzahnt, die nötigen Kompetenzen in der Verwaltung aufbaut
und den gesamten Ablauf transparent auf dem Beteiligungsportal zusammenführt. Alle öffentlichen
Ausschuss- und Plenums-Sitzungen sollen durch einen Livestream auch im Internet verfolgbar sein, wie
es in einigen Gemeinden bereits der Fall ist.
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